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DFP
Deutsche Forumpartej

Programm
tBesc:hlo....n .uf dem Grilnd..n.s~l~aa am 21 1.19901

Die Deutsche Forumpartei tDFP) Ist eine Volks~i ~r politischen Mille.
welche aus der Bürgerbewegung NEUES FORUM hervorgegangen Ist.

Die DFP ist off"," rur Menschen vers(;hie~.....r Weltanschauung. Sie wieder­
nut sich jedem Extremismus von l'f!Cht..s und links.

Die DFP tntl ein rur die Schaffung "inu d"'mokratischen ReehustaaU!s. rur
eine sodale Marktwirtschaft sowie fUr die Bewahrung unserer natürlichen und

gehauten Umwelt.

Die OFP setzt sich für die Wahrnehmung des S"JbstbesllmmUnp;srl!'Chtes des
deutschen Volkes und die Erlangllng der staatlichen Einheit Deutschlands ein.
unter Beachtung der Sicherheitsinteressen der Nachbantaaten.

•
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Die DFP läßt sich in Ihren polltlschen Grundsätnn und In Ihrem Handeln
leiten von ~n Prinzipien der Cewaltloslgkelt lind der FrieOensbereltschioft n;ach
Innen und außen. Sie tritt rur die SelbslVe......irklichung und die Wahrung von
Freiheit und Würde ~s eilUtlnen Menschen ein.

Sc.hwerpunlcu. der politischen Arbeit Sind:
1. StiNt und Gesellschaftsstruktur
2. Die Nationll.l.. Frage
J. DIe Wahlen zu den Volksvertretungen
4. Re<::ht
S. lnformations- und Ml!<Ül!npoHtik
6. Wln..schaft.sentwlcklung
7. Ökologie
8. Gesundhelts-. FamJllen- und Soda/politik
9. Kultur. Bildung lind Erziehung

10. Wissenschaft und Te<::hnlk
11. Landesverteidlgu ng

Dazll werden folg"nde Grundsitze und einIge sich daraus "rgebende politisch"
Forderungen formuliert.
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I. Staat und G<sellschaftssttuktur
Wir benötigen eine netle VerfllSs\lng. Sie soll von einer unabhlnglgen Kommis­

aion. in der die BUrgerlnltiativen \lnd Paneien ven..reten sind. als Entwtlrf aus­
gearbeitet und Ztlr öffentlichen Diskussion gestellt werd"n.

Die I>"U" VfflUSUng soll d... bürg....llc....n Grundrechte ul>"inguchränkt
lI:arant"',..,n und schütun. Uber die EInh.altunll: der Vfflusungsgrundsitz" Im
IIKhgeonlno!ten Recht m\lB eine V"rfusungsg"rlchtswhlt wK....n.

Oberstes Gesetzg"btlngSOl"gan Ist du vom Volk frf!\ g"wihlt" Parlament.
Der vorn Parlament Ztl wihl"ndoo: Minlstern.t rf!aJisiert In "igel>"r Verarotwortung
dessen Beschlüsse. Dabei besteht "lI>" klan Trf!Mung zwlsc....n Staatsapparat.
Rechtsorgan"n und Paneiensyst"m. Ein strikter Grundsau des Re"""n Staauauf­
baus muB d,,, GewaltenteU\lng. d.h. die Trf!nnung von Legislative. Exekutive
und Jurisdiktion sein.

Anst"H" des Staatsrates soll das Amt eines Prä.:51denten geschaffen werden.
Der Prä.5ident wird direkt vom Volk Rewihlt. Die Amtsdauer ausgewählter
Staatsf\lnkllonen soll auf zwei Amtsperiooen begrenzt bleiben. Die Möglich­
keit der Ämt"rhlufunll im Staatsdienst ISt verfassungsmlißlll auszuschließen.
\Im Machtkonzentrationen in einer Person zu vermeld"n.

D... n"" zu "rarbeltende V"rfusunll: muß fUr politische Entscn..ldungen ­
Geseuesvorschlige eingeschlossen - die Möglichkeit des Volksbell"hrens tlnd
des Volksentscn..kis vorsehen. Im WOlhh Partelen- und Parte"'nflnanzloeo.tngs­
lI:esetz müssen die Gl"lchbl!rechtlgung dieser Organisationen Ausdruck finden.

Die OFP fordert eine Verwalungsreform. die historisch geWloChsene Ceg"ben­
heiten Deutschlands benicluichtigt und auch zur WiederherstelJunll der Länder
ruhrt.. Dabei mUs"n dio! lnt"re~n versch1edener Volksgruppen - besondoo:rs
der Sorben - heriickslchUgt wef'den.

Den Städt"n und Gemeinden müssen In Ihren B..langen Enu.ebeidtlngs­
freiheit gewährt und Selbstverwaltung ermöghcht werden.

2. Die Nationale Frage

Di" gegenwärtige Teilung Deutschlands Ist ein Ergebnis d"s von Deutschland
ausgegangenen zweiten Weltkrieg.,,;.
Für die Deutsche Forumpartei ist die staatliche Einheit Deutschlands "In
vorrangig"s Ziel, welches in einem absehbaren Zeitraum und so rasch wie
möglich zu verwirklichen Ist.

Ausgehend von den Möglichkeiten der künftigen Ausgestaltung des gemein­
samen ·EuropiJsc....n Huses- . werden die Beziehungen zwiscben den de\ll$chen
Staat"n "nlSprecbend der gemeinsamen Geschlcilte und Kultur In gegenseitiger
Respektierung möglichst eng ll"staltet. Der Pro:r;eß d..r inhaltlIehen Annäherung,
in dem die Vorzüge beider deutscber Staaten einzubringen sind. vollzieht sich
als Beltng Deutschlands 2\lr frVdlJchen Vereinigtlng Eurt>pN. 0 ...2\1 g"hört
auch der Abschluß eines Friedensvertr~es mit d..n SIgnatannächten des
Potsdamer Abkommens und die strikte Einhaltung der mit DrltlStaat"n
geschlossenen völkerrechtlichen V"nri~e, Insbesondere die Oder- Nel6e--Grenu

betreff"nd.
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3. Die Wahlen zu den Volksvertretungen

Wir benötigen allgemeine. direkte. freie und geheime Wllhlen :tu den Volks>'er­
treumgen. Wir fordem Hk die Volkshmmerwllhlen ein Parteienwahlgesetz.
DlUDit die Wahler zwischen Personen und Progn.mmen und den sich zur Wllhl
stellenden Kandidaten unterscheiden können. Ist der glekh~htigte Zugang
der Parteien zur Öffentlichkeit. Insbe$Ondere :zu den elektronischen Medien, zu
sichern. Wlhrend der Wahlhandlung hat nir den Mhler die Putelzugehörigkelt
der KlIJMiic!ll.ten offenkundig zu sein. DIe Auszahlung der Stimmen und die
Feststellung des WahleTllebnisses muß öffentlich erfolg"'n und auf allen
Ebenen konlrollie1't>ar sein

4. Recht
Es Ist eine dringlkhe Aufgabe. die DDR in einen demokr..tlsehen Rec:hust....t

umzugestalten. O..bel muß das geltende Recht verfassungskonform sein und
llber dem Staat und seinen Organen stehen. Es d..,.r von diesen Organen nicht
wlllkUrlich inte'l'retlerbar sein.

Die DFP fordeT1-. das Strafrecht der DDR und die anderen geltenden Rechu­
vorschrifU!n in Übereinstimmung tu bringen mit internationalen Konventionen.
Das belrlfft Insbesondere die allgemeine Erklärung der Menschenrechte der
Vereinlen Nationen 1948. die internationalen Konventionen von 19b6 Uber poli­
tische und zivile sowie llber wirtschaftl!<;he, soziale und kulturelle Rechte. die
Dokumente der KSZE und die Konventionen zum S<:huu der Menschenrechte
und die vOm Europarat proklamierten GrundfreJhelten. Durchführungsbestimmun­
gen und Oienstverordnun!/en der Staatsorgane müssen der Öffentlichkeit
J;uglingllch sein.

Rechtssicherheit erforden. unabhinglge Untersuchungsorgaoe und unabhängige
Richter. die nur dem Recht und ihrem Gewissen verpflkhtet sind.

Die Verwaltungsgericht.sbarkelt und das J;U schaffende Oatenschuugeseu
müssen die ~rsönliche IntegritU ledes Bürgers gar;u>tleren.

Das Streikrecht ist gnetzllch zu sichern.

RechtssIcherheit wird ohne Aufarbeltung der Vel"gangenhf!1t nicht erreicht
werden. Darum sind dringliche Maßnahmen:

die Wiedergutmachung an Opfem politisch motivierter Strafprozesse
Uberprüfung der st~frechtllchen Releva~ der Tätigkeit von leltungskadem

in Staat. Wiruchaft und Verwaltung
~vlsionder Vennögens~rte Mr etablierten Parteien und geeebenenfalls

ll.lickJl..be un.-.:o::htmi.ßlg e,.....orbener Untemehmungen. Werte usw. iI1l den
S~,

eine kritische Aufarbeitung der frUheren RechtssPrechunll in der DDR.

Erforderlich ist eine internationale Zusammenarbeit auf allen Gebieten der
RechtSpflege. Es sind Voraus5euungen zu schaffen fUr die Tltigkelt Internatio­
n.ler MenschenrechtsorlllUlisatlonen in der DDR.
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s. Infonnatlons- und MedIenpolltlk

Die Medien müsse" Instrumente der Demokratie "ein. Wir brauchen Medien­
freiheit und Medlenvl"lfalt. In den Medien müssen alle politischen und
gesellschaftlichen Gruppierungen SOWie einzelne Bürger die Möglichkeit haben.
ihre Meinung der Öffentlichkeit mitzuteilen. Das muR durch entsprechende
Aßt..IJ .. an Send"zelten von Rundfunk und Fernsehen sowJ" durch ungehlnde..u
Herausgabe eigener DruckeneugnJsse geschehen.

Funk und Fernsehen sollen unter AufSicht eines unabhängigen Medienrates
stehen. der nicht von politischen Panel"n und Massenorganisationen majorisiert
wird. Die Auflagenhöhe der f'resseerzeugnlsse darf nicht durch Kontingentle­
rungen gestellen. werden.

01" OFP fordert unll.bhiingige Verlag.. und freie jounllJistische Arbeitsmölllkh­

keiten. Die Medien dürfen keiner Zensur oder zensurartigen Me<:hanismen
Unterworfen werden.

Di.. Bürger haben ein verfassungsmäßig zu garantierendes Recht auf freie
Meinungsäußerung. Dies beinhaltet auch die Freiheit. Meinungen. Informationen
und Ideen mit allen VerstlindJgungsmiUeln ohne Rücksicht auf Grenzen zu
suchen. zu empfangen und zu verbreiten.

6. Wlrtschaltsentwkilung
Die DFP ist rur die Einführung der sozialen MarktWirtschaft.
Die DFP lehnt jedes neue SoziaJismusmodeH ab.

Die DFP versteht unter sozlaier MarktWirtschaft die leistungsgesellschaft
mit starken soziaJen Komponenten. wie

schrillweise Arbeitszeilverkürzungen
leistungsgerechte Entlohnung
soziaJe Partnerschaft in den Betrieben Uletriebsrätel
Urlaubserweiterungen
Vermögensbeteiligungen der Arbeitnehmer
angemessener Kündigungsschutz für Arbeitnehmer
flexible Arbeitszeit und Altersgrenze
menschenwürdige Renten
Altern/cherung für Bauern
Mieterschutz
soziale Beihilfen für Bedürftige wie Wohngeld u.a.

Die DFP vertraut den Regelungsmechanismen des Marktes. wie
Angebot und Nachfrage
freie Preisbildung und Wettbewerb
freie untemehmerische Tätigkeit
marktgerechte Arbeits- und Entlohnungsbedingungen durch Verträge
der Tarifpartner

- .-
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Die OFf ordnet dem SUllt die Verantwort.unll flir die wirtschaftlichen und
so:tl..hm Rahm"n~ingung"n :tu, Der 5t....t Ilneift dort gueUgeberisch ein. wO

Marhmechanismen "~lstentl"ll,, g"seJlschaftlid~ Intenessen nicht oder
ungenügend b.,rüd,sichUgen. Du sind haupt3;ächlich soziale. ökologische und

w1saenschaftlich-t.eehni.sche Erfordemiue.
Die DFP st..llt I:::lar heraus. daß mit der sozial..n M....ktwlruchaft dioejenlge"

BeYölkenmgsgruppen geschllul werden müssen. deren Leislungsflhlgkeit
gruncbiulk:h oder zeitweilig elnlleschrankt ist, wie Rt.ntner. Behindert.. , Kl"Ulk...
Jugelldllche und Ollldere sozial" Schichten. liel der Wlruchafupolltlk muS die
Herstellung und Sicher'\lng wltb<;:Wtlicher leistungsfähigkeit bei sozialer
Gerechlighit sein.

Dloe konkreu.n ökonomischen Enueheidurt«"n ..."rd..n In Elgenyenntwortung
d8 Betriebe g~roff..n. Dazu gehören Per:wnalpolitik. LohnpollUk und Preis~

bildung.
Die DFP nrtritt die Auffusung. daß du Ziel der Preb-. Steuer- und Lohn­

politik die Fördl!'runK von ressourcenspuenden und um...eltfreundllchen
f'rodllkUonsstrukturen sein soll. Den HaliptweK Hir die RealisierunK kosten~

deckender Preise sehen ...Ir rocht In PreIserhöhlInKen, sondern In der SenkunC
des AlIf...andes. Dll2.11 sInd die zentralen Industriekomblnate Zll entflechten und
Zli entbürokratisieren. DIIn;h demokral.lsche Kontrollmechanismen sInd zentra­
listische leitungsstrukturen lind ~methoden abzlIbalien so... le tu IInterblnden,
11m zu ... Irksamem Management Zli kommen.

Die DFP fordert die Schaffung eines IInabhanglgen Bankwesens....obel die
Banken dun;h lährllche Geschäftsberichte Rechenschaft über EInsatz der Je...elll­
gen Geldmittel offentlilegen haben, Ebenso not ...endili: Ist die Schaffllnli: IInab­
hlnglger Wlrt.schaftsprüfunli:s- lind Beraterinstltute Hir die WIrtschaft, um
MIBmmali:ement möglichst vorzllbellgen.

Es Sind Möglichkeiten zum wen.ml8ili:en Erhalt des erubelteten Vermöli:ens
jedes E~I....n und zur Beteiligung der Bevölkerung an der KaplUlbildung Iz. B.
Wandlunli: von Spareinlagen dlln;h Kauf VOn Staat.se:iKentuml und Gewinn­
beteiligung von Bettieben kurzfristig Zli erschließen. BevorJ:ugte Beteilili:ung
von Betriebsangehörigen kann bei demoknotisc....n leltllngsfonnen Zli bessen:r
Lelstllngsmotivation und ....ben stirke....... Privatisienlßg des Wohnllnli:ssekton
um Abball von Kauf1r.raftliberhlnli:en fUhn:n.

Durch eine ...irks...... Geseugebung muß verhinden wenlen. daß Grund und
Boden tu Spekulationsobjekten wenlen.

Wir t.ret.en ein flir alle Eigentums- lind Nutzungsfonnen in Industrie und
Landwirtschaft sowie Handwert und Gewerbe. Das schließt die freie Zulassung
und eine gerechte Steuergeseuli:ehung. die LeistunK belohnt und Entwlcklllnli:
förden, mit ein. Der Landwirt verlUli:l frei über die private und ~no.ssenschaft­

Ilche Nutzung seines Eigentums.

Die Vernachlässigung der mlUelstlndlschen Industrie wu In der Vergangenheit
eine der HlI.uptlirsachen für den Mangel an Waren und Dlenstlelstun8en so... ie
die Exportsch...äche der DDR; sie ist deshalb besonders zu fördern.
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Zur Einbindung und Konkurrenzfähigkeit unserer Wirtschaft in die Weltwirt­
schaft ist es notwendig. das Außenhandelsmonopol des Staates aufzuheben und
Voraussetzungen Zur schrIttweisen Konvertierbarkeit unserer Währung zu schaffen.

Für die Kooperation mit ausländischen Unternehmen müssen die wirtschafts­
politischen und rechtlichen Voraussetzungen geschaffen werden. die die Möglich­
keit ausländischer Kapitalbeteiligung und Unt"rn"hmensgrundungen In der DDR
einschließen.

7. Ökologie

Der Zustand uns"rer natürlichen Umw"lt beginnt die Existenz UnSereS Lebens
zu bedrohen. Den Fragen des Umweltschutzes ist d"shalb bei d"r Cesellschafu­
strategi" z"ntral" &d"utung einzuräum"n. Erforderlich ist ein ausgewogenes
Verhältnis VOn Umw"ltschutz. Ökonomie und sozialen Anspruchen.

Die Kosten für S<:hutl und Regenerierung Unse.... r natürlich"n Umwelt müss"n
nach dem V"rursacherprtnzip in die Kostenre<:hnung der &triebe Eingang
finden. Die bewußte bzw. grob fahrlässige Verursacbung von Umweltschäden
muß Straftatbestand werd"n. Darüber hinaus soll eine gezielte Subventlonspolitlk
dem umweltfreundlichen Produkt mittelfristig Marktvorteile verschaffen.

Neuen Technologien, Eneugnlssen und Investltlonsvorhaben muß eine Umwelt­
verträgllchkeluprufung vorausgehen.

Wichtige Maßnahmen auf dem Gebiet des Umweltschutzes sind:
umfassende und ständige Veröffentlichung der wichtigen Umweltdaten

- sofortige Information d"r Öffentlichkeit bei lokalen und globalen Umwelt­
katastrophen

-Auskunftspflicht von Betrieben über ihre relevanten Emissionsdaten auf
öffentliche Anfrage

schrittweiser Abbau umwelt- und gesundheitsschädlicher Emissionen von

Unternehmen Dabei muß ein Sofortprogramm gegen die schlimmsten
Umweltverschmutzer erarbeitet werden.

Uberprufung der Energiepolitik mit Abschaffung der Subvention.,n auf
Energieträger als Anreiz zum Energiesparen

Errichtung einer mit weitreichenden Kompetenzen ausgestatteten unab-
hängigen Umweltkontroilbehörde

pädagogisches Konzept zur Erhöhung d"s Umweltbewußtseins der Bevölkerung
- öffentliche Ausschreibung umweltrelevanter Investitionen mit Mitsprache­
recht der Bevölkerung, welches das Recht auf ein lokales Volksbegeh....n
auf Unterlassung derartiger Investitionen einschließt.
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8. Gesundhelts-, FamUlen- und Sozialpolttlk

Als Folge einer verfehlten GesundheltspoJitik und der mangelhaften Lelstungs­
nihlgkelt unserer Wirtschaft ist eine Versorgungskrise Im Gesundheitswesen
entstanden. Gegenüber den Problemen sozialer Randgruppen wie Behinderter
und ii.lterer Bürger macht sich gesellschaftliche Ignoranz breit.

0..,. GesundheiU- und Sozial WeSen muß dringend materiell und personell
saniert werden. Vor allem die soziale und materielle Stellung der Ärzte sowie
des medizlnlsclr-technischen Personals muß kurzfristig entscheidend verbessert
werden, um weiteren Abwanderungen entgegenZUWirken. Die Grilndungen von
Privatpraxen sind zu unterstützen.

Auch Behinderte und alte Menschen haben ein Recht auf ein sinnerfulltes
Leben. Diesbezüglich sind Gesellschaftskonzeptionen zU erarbeiten. die verhin­
dern. daß Alte und Behinderte alleingelassen oder In Krankenhäuser und
Altersheime abgeschoben und isoliert werden.

Die DFP tritt ein für eine drastische Änderung in der SubventionspoJlUk
durch Übergang Von gestÜtzten Preisen zur Unterstützung sodalß<,dürfUger
sowie dem Existenzminimum entsprechende Mindestrenten und - löhn...
In der Ubergangsphase sind Preisausgleiche zU zahlen.

Wir schlagen die Schaffung eines Ministeriums für Familie und Soziales '·ur.
Um der Rolle der Frauen in UnSerer Gesellschaft besser gerecht zU werden.
sind Gesetze zur Anerkennung der Erziehungsarbeit und zur Förderung der
beruflichen Qualifizierung zu schaffen.

Die Lösung des Wohnungsproblems erfordert eine Wirtschaftliche Umgestal­
tung. die auf die massive Förderung der für den Erhalt und Schaffung der
Wohnsubstanz relevanten Gewerbe ausgerichtet ist. Dadurch soll ein bedarfs­
deckendes Angebot von Baumaterialien und -kapazitäten erreicht werden. Priorität
hat die Rettung der Altbausubstan1;. Der Anteil des privaten Wohnungssektors
sollte durch Reprivatisierungen vOn Mehr- und Einfamilienhäusern sowie
des AngeboU von Eigentumswohnungen st<u'k vergrößert werden.

Wir benötigen kostendeckende Mieten und WohnbeihIlfen rur sozial Schwache

und Kinderreiche.

9. K.ultur, Bildung und Eniehung

K.dtur als die Lebensäu6erung der Menschen betrifft die ganze Vielfalt
menschlichen Daseins von BlIdung und Erziehung über die Kultur der Umwelt.

der Arbeitskultur bis hin zu den Künsten.
Sie erfordert:

Freiheit der Gedanken. der Meinungen und des Wortes
Förderung der Kreativität
Offenheit der Gesellschaft gegenüber Künsten mit aJI Ihrem Suchen und
ihren Äußerungen. was die materielle Unterstützung einschIleBt.
Bewahren des kulturellen Erbes UnsereS Volkes e.ls wichtiges Element

unserer nationalen Identität.
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Die DFP sieht in der Rettung unserer akut bedrohten Kultur, vor allem in
den kleineren und mittleren Städten, einen ganz besonderen Schwerpunkt ihrer
Arbeit,

Kindergarten. Schule und Hochschule sind vOn allen Elementen bürokratischer
und dirigistischer Bevormundung. formaler Organisation sowie militanten
Inhalten (Feindbilder) und Umgangsformen zu befreien.

Die OFP will eine Schule. in der die Kinder zu selbständigen PenönJich­
keiten heranwachsen können. in der Denkvermögen, Sachwissen. Toleranz
gegenüber Andersdenkenden. Flililgkeit zur Konfliktbewältigung im Dialog.
demokratische Mitbestimmung und solidarisches Verhalten entwickelt werden.
Die humanistischen Werte sollen die Hauptorientierungen der BJJdung sein.
wobei dem Elternhaus die Prioritä.t der weltanschauli<;hen Eniehung eingeräumt
wird. Wir fordern ein Erziehungskonzept. welches sowohl dem Gedankengut
der europäischen Kultur und Geschichte als auch den humanistisch-demokra­
tischen Traditionen des deutschen Volkes gereo::ht wird.

Als Berei<;herung unserer kulturellen Landschaft soll es Freiräume für
unkonventionelle Kindergärten, Schulen und Hochschulen geben, wie z.B.
Waldorfschulen, PTivathochschulen. kirchliche BJldungsstlitten, Grundsätzliche
Chancengleichheit In Bildung und Eniehung muß sich verbinden mit leistungs­
orientiertem Wettbewerb und differenzierten Möglichkeiten zur Förderung und
Entwicklung unterschiedlicher Talente und Begabungen.

Kultur, Bildung und Eniehung dürfen nicht zentral gesteuert werden. Nur so
können dIe regionalen Belange der traditionell dezentralisierten deutschen Kultur
gebührend berucksichtigt werden. Die DFP setzt sich deshalb für eIne Auflösung
des KulturmInisteriums und des Bildungsministeriums ein. Diese Aufgaben
soUen Kultusministerien auf Länderebene übernehmen.

Weiu:re dringliche Maßnahmen sind die Abschaffung jeglicher Zulassungs­
pfllcht In künstlerischen Bereichen, die Rehabilitation von DDR-Künstlern. die
wegen ihrer künstlerischen Tätigkeit Behinderungen ihrer Arbeit und polltlsehen
Repressalien ausgesetzt waren. sowie die Eigenverantwortlichkeit und Unab~

hängigkelt der Träger der Kunst: das sind Verlage. Theater. Galerien. Museen.
Kulturhäuser und andere Einrichtungen

10. Wissenschaft und Technik

In der modemen Gesellschaft sind Wissenschaft und slnnvolle Nutzung der
Technik einerseits Voraussetzung und Grundlage fur die Umgestaltung und
Erneuerungen in Politik und Wirtschaft. andererseits unvenichtbarer BestandU:il
der geistigen Kultur unseres Landes.
Wissenschaftliche Fonchungen und Entwicklungen dürfen nicht aus ideolo!,:i­
sehen Grunden !,:ehemmt werden. Die DFP fordert daher eine freie akademische.
an Internationalen Maßstäben orientierte ronchun!,: Im Rahmen der materiellen
Möglichkeiten als Beitra!': zur gelstigen Erneuerung des Landes, Besonders der
heranwachsenden Generation sind berufliche Perspektiven und Entfaltungs-
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möglichkeiten zu eröffnen. Wir benötigen di" effektive und wtrksame Zusammen­
arbeit zwischen Wissenschaft und Produktion als wichtigen Beitrag zur Ube....
windung der Wirtschaftskrise. Dabei Ist die International" wlss.mschaftllche

Zusammenarbeit und Kooperation unvenichthar.

Wir fordern dilS Anknüpfen an die fortschrittlichen Traditionen des deutschen
UniversitätsJebens durch Wiedererrichtung VOn EinzelInstituten und Berufung
fähiger ln- und ausillndischer Wissenschaftler. Die internationale Zusammen­
arbeit und der Wissenschaftleraustausch sollen in eigener Verantwortung der
jeweiligen Einrichtung durchgeführt werden. Die Lehrfreiheit des Hochschul­
lehrers Ist zu garantieren.

Fachliche Kompetenl'. persönliches Engll.gem..nt und Vergleich der Arbeits­
ergebnisse am Internationalen Niveau müssen die ausschließlichen Kriterien
werden, nach den"n Wissenschaftler und Techniker beurteilt und Leitungs­
funktIonen besetzt werden.

ll. Landesverteidigung

Die mllltärlsche V"rt"idigung der DDR Ist ausschließlich Aufgabe der Nationalen
Volksarm~ (NVAl, di" nach Auffassung der DFP kein Feindbild haben und
unter keinen Umständen gegen die Bevölkerung der DDR eingesetzt werden
d.n.

Die MIlitärdoktrin der NVA mUssen ausschlleßllch defenSiven Charakter
tragen und den europäischen friedensbemühungen entsprechen. Im Rahmen des

europäischen friedensprozesses sind wir für eine Beseitigung der allgemeinen
Wehrpflicht. drastische Reduzierung der Rüstungsausgaben und die Beseitigung

der Militärblöcke. Die DFP tritt für eine internationale Beseitigung atomarer.

chemischer und bakteriologischer Waffen ein. Die DDR soll solche Waffen
nicht besitzen oder auf Ihrem Territoriumlagem.

Die DfP strebt an. daß auf dem Gebiet der DDR keine ausländischen Truppen
stationiert sind.

Die DfP fordert die sofortige Auflösung aller paramilitärlscher Einheiten und
die Einstellung aller Fonnen der Reservistenorganisation auBerhalb des aktiven
Wehrdienstes.

Die Ausbildung der Arm~angehörigenhat so zu erfolgen. daß die WUrde des

Menschen unangetastet bleibt. Der Mißbrauch der Befehlsgewalt durch Vorge­
setzte ist streng zu ahnden. Zum Schutz des PersönJichkeitsrechtes i"des

Wehrpflichtigen fordert die DFP die Schaffung einer APJl"lJatJonskomission

beim Parlament. an die sich Betroffene mit Beschwerden ohne Gefahr vor
Repressionen wenden können,

Solange die allgemeine Wehrpflicht besteht, Ist für BUrger. die aus GeWissens­

gründen einen Dienst mit der Waffe ablehnen, ein sozialer Friedensdienst zU
schaffen. Die Sicherung der Grenzen soll besonderen Grenuchutzeinheiten der

Pollzel obliegen.
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